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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter über die Beschwerde des ***Bf1***, ***Bf1-

Adr***, vom 19. Juni 2020 (eingelangt bei der belangten Behörde), gegen das Straferkenntnis 

des Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67 vom 19. Mai 2020, Zahl: MA67/Zahl, 

wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung 

iVm § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, zu Recht erkannt: 

Abweisung 

I. Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen. Das angefochtene Straferkenntnis bleibt 

unverändert. 

II. Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG hat der Beschwerdeführer einen Beitrag zu den Kosten des 

Beschwerdeverfahrens in Höhe von € 12,00 (das sind 20% der verhängten Geldstrafe) zu 

leisten. 

III. Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde 

bestimmt. 

IV. Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art. 

133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.  

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die 

belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.   

Entscheidungsgründe 

Dem Beschwerdeführer (Bf.) wurde vom Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67 

(kurz: MA 67), unter Zugrundelegung der Anzeige eines Kontrollorganes der 

Landespolizeidirektion Wien, Parkraumüberwachung mit Strafverfügung vom 23.03.2020, GZ. 

MA67/Zahl, angelastet, er habe das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen 

Kennzeichen 123 (A) am 21.01.2020 um 18:21 Uhr in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 

1200 Wien, Treustraße 74 ggü, abgestellt, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den 
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Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein gesorgt zu haben. Demnach habe er die 

Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt.  

Wegen der Verletzung der Rechtsvorschriften des § 5 Abs. 2 Wiener 

Parkometerabgabeverordnung iVm § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 wurde über den 

Bf. eine Geldstrafe von € 60,00 und für den Uneinbringlichkeitsfall eine Ersatzfreiheitsstrafe 

von 14 Stunden verhängt. 

Der Bf. erhob mit E-Mail vom 30.03.2020 gegen die Strafverfügung zur GZ. MA67/Zahl 

Einspruch und führte darin begründend aus, er habe einen Parkschein über Handy gebucht, 

leider sei er beim AMS ‚angemeldet‘ und er habe vier Kinder. 

Der Bf. ersuchte um Herabsetzung der Strafe. 

Mit Straferkenntnis vom 19.05.2020 wurde dem Bf. von der MA 67 die bereits näher 

bezeichnete Verwaltungsübertretung angelastet und wegen Verletzung der Rechtsvorschriften 

des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung iVm § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 

eine Geldstrafe von € 60,00 und für den Uneinbringlichkeitsfall eine Ersatzfreiheitsstrafe von 

14 Stunden verhängt. Zudem wurde gemäß § 64 Abs. 2 Verwaltungsstrafgesetz 1991 (VStG 

1991) ein Betrag von € 10,00 als Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens auferlegt. 

Das Straferkenntnis wurde folgendermaßen begründet: 

„Aus der dem Verfahren zugrunde liegenden Beanstandung, welche von einem Organ der 

Landespolizeidirektion Wien erstattet wurde, geht hervor, dass das verfahrensgegenständliche 

Kraftfahrzeug an der im Spruch bezeichneten Örtlichkeit zur angeführten Zeit im Bereich einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass die Parkometerabgabe entrichtet worden ist, 

abgestellt war. 

In Ihrem Einspruch brachten Sie vor, dass Sie einen elektronischen Parkschein hatten. Weiters 

gaben Sie an, dass Sie vier Kinder hätten und derzeit beim AMS gemeldet zu sein. 

Beweis wurde durch Einsichtnahme in den gegenständlichen Verwaltungsstrafakt erhoben. 

Rechtlich ist dieser Sachverhalt wie folgt zu beurteilen: 

Nach § 5 Abs. 2 der Parkometerabgabeverordnung ist (u. a.) der Lenker zur Entrichtung der 

Abgabe verpflichtet. Jeder Lenker der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem Gebiet abstellt, 

für das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des Abstellens des 

Fahrzeuges zu entrichten. 

§ 7 Abs. 1 der Kontrolleinrichtungenverordnung zufolge haben Abgabepflichtige, die ein 

mehrspuriges Kraftfahrzeug in einer Kurzparkzone abstellen, dafür zu sorgen, dass während der 

Dauer der Abstellung ein elektronischer Parkschein aktiviert ist. 
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Dieser Verpflichtung sind Sie nicht rechtskonform nachgekommen. 

Ihr Vorbringen, dass Sie mittels Mobiltelefon einen Parkschein entwertet haben, ist insofern 

richtig, als dass die Entwertung eines elektronischen Parkscheins mit der Nummer Nr um 17:32 

Uhr erfolgt ist. Dieser war somit von 17:32 Uhr bis 17:47 Uhr gültig. 

Die Aktivierung eines elektronischen Parkscheines erfolgt durch Übermittlung einer SMS oder 

im Wege einer vom Systembetreiber zur Verfügung gestellten Internet-Applikation über das 

Internet Protokoll (IP) an das elektronische System. Über das Mobiltelefon bzw. das (mobile) 

Endgerät ist die beabsichtigte Parkdauer sowie das behördliche Kennzeichen des abgestellten 

mehrspurigen Kraftfahrzeuges einzugeben, sofern das behördliche Kennzeichen nicht bereits im 

Zuge der Einrichtung des Benutzerkontos im System erfasst wurde (Abstellanmeldung). Danach 

ist die Rückmeldung des elektronischen Systems durch SMS oder im Wege einer vom 

Systembetreiber zur Verfügung gestellten Internet-Applikation über das Internet Protokoll (IP) 

über die durchgeführte Transaktion abzuwarten (Bestätigung). 

Erst mit der Bestätigungs-SMS ist ein gültiger Parkschein vorhanden. 

Die Beanstandung erfolgte jedoch um 18:21 Uhr durch den Meldungsleger. Zu diesem Zeitpunkt 

war Ihr gebuchter Parkschein bereits abgelaufen. 

Bemerkt wird hierzu, dass die Zeitangaben des Kontrollorganes schon deshalb glaubwürdig 

sind, weil den Kontrollorganen elektronische Überwachungsgeräte (sog. PDA’s) zur Verfügung 

stehen, welche die zum Beanstandungszeitpunkt aktuelle Uhrzeit über einen Server beziehen 

und vorgeben. 

Nach § 4 Abs. 1 des Parkometergesetzes 2006 genügt zur Strafbarkeit des dort umschriebenen 

Verhaltens Fahrlässigkeit. Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außer Acht lässt, zu der er nach 

den Umständen verpflichtet, nach seinen geistigen und körperlichen Verhältnissen befähigt ist 

und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt verwirklichen 

könne, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht (§ 6 StGB). 

Der Akteninhalt und das Einspruchsvorbringen bieten keinen Anhaltspunkt dafür, dass Sie nach 

Ihren persönlichen Verhältnissen zum Zeitpunkt der Tat nicht fähig gewesen wären, die objektiv 

gebotene Sorgfalt einzuhalten oder den von Ihnen verursachten Erfolg vorauszusehen, oder 

dass Ihnen rechtmäßiges Verhalten in der konkreten Situation unzumutbar gewesen wäre. Sie 

haben daher durch die Verletzung der für Sie bestehenden und Ihnen auch zumutbaren 

Sorgfaltspflicht, somit fahrlässig, die Abgabe verkürzt. 

Somit sind sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen für die Strafbarkeit 

gegeben. 

Zur Strafbemessung hat die Behörde Folgendes erwogen: 
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Gemäß § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen, durch die die 

Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt wird, als Verwaltungsübertretung mit Geldstrafen 

bis zu EUR 365,00 zu bestrafen. 

Grundlage für die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten 

Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in 

Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die 

Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des Verschuldens ist 

besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des 

Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden.  

Das Verschulden konnte nicht geringfügig angesehen werden, weil nicht erkennbar ist, dass die 

Verwirklichung des Tatbestandes bei gehöriger Aufmerksamkeit nur schwer hätte vermieden 

werden können. 

Bei der Strafbemessung wurden Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige 

Sorgepflichten, soweit diese der Behörde bekannt waren, berücksichtigt. Zudem wurde auf 

eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen Bedacht genommen. 

Selbst unter Berücksichtigung geringer Einkommensverhältnisse und der Annahme gleichzeitig 

vorliegender Vermögenslosigkeit, erscheint die verhängte Geldstrafe unter Bedachtnahme auf 

die oben dargelegten Strafzumessungsgründe und den bis zu EUR 365,00 reichenden Strafsatz 

als angemessen und nicht zu hoch bzw. auch aus Präventivsicht ausreichend. 

Die Strafe hat sich vor allem auch am Strafzweck zu orientieren. Das Parkometergesetz verfolgt 

auch das Ziel, den Parkraum zu rationieren und kann dieses Ziel nur erreicht werden, wenn die 

Strafe durch ihre Höhe geeignet ist, Sie zur Vermeidung von Übertretungen des 

Parkometergesetzes anzuhalten. 

Der Ausspruch über die Kosten ist im § 64 Abs. 2 VStG begründet." 

In seiner fristgerechten Beschwerde wendete der Beschwerdeführer zusammengefasst ein, er 

habe nur kurz weggehen wollen und da habe er schon die Strafe bekommen. Er war beim AMS 

und er glaubte die Kurzparkzone sei mit 18:00 Uhr begrenzt. 

Über die Beschwerde wurde erwogen: 

Das Bundesfinanzgericht stellt auf Basis des oben geschilderten Verwaltungsgeschehens und 

der aktenkundigen Unterlagen folgenden entscheidungswesentlichen Sachverhalt fest: 
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Der Bf. hat das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen 123 (A) am 

Dienstag, 21.01.2020 um 18:21 Uhr in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1200 Wien, 

Treustraße 74 gegenüber, ohne gültigen Parkschein abgestellt. Zum Beanstandungszeitpunkt 

war das Kraftfahrzeug weder mit einem gültig entwerteten Parkschein gekennzeichnet noch 

hatte der Bf. einen elektronischen Parkschein aktiviert. 

Diese Feststellung seitens des Gerichts erfolgte anhand der Aktenlage, von Fotos des 

Meldungslegers sowie auf Basis der Beschwerdeausführungen des Bf. dahingehend, "glaubte 

die Kurzparkzone sei mit 18:00 Uhr begrenzt, wollte lediglich nur kurz weggehen und da habe 

ich schon die Strafe bekommen". 

Für diesen Bereich galt eine ordnungsgemäß kundgemachte flächendeckende Kurzparkzone für 

die Zeit von Montag bis Freitag (werktags) von 09:00 bis 22:00 Uhr, Parkdauer: max. 2 Stunden. 

Der Abstellort des verfahrensgegenständlichen Fahrzeuges befand sich somit in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone, in der zum Beanstandungszeitpunkt am Dienstag, 

21.01.2020 um 18:21 Uhr, Gebührenpflicht bestand. 

Ein für das gegenständliche Fahrzeug aktivierter 15-Minuten-Gratisparkschein mit der Nummer 

Nr, aktiviert für den Zeitraum von 17:32 Uhr bis 17:47 Uhr, hatte zum Beanstandungszeitpunkt 

um 18:21 Uhr keine Gültigkeit (mehr). 

Vor diesem Hintergrund durfte das Bundesfinanzgericht die obigen Sachverhaltsstellungen 

gemäß § 45 Abs. 2 AVG als erwiesen annehmen. 

Gesetzliche Grundlagen: 

Nach § 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung ist für das Abstellen von mehrspurigen 

Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO) eine Abgabe zu entrichten. 

Nach § 5 Abs. 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung gilt die Abgabe mit der 

ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheines (der Parkscheine) oder mit der Bestätigung 

der Abstellanmeldung als entrichtet. 

Nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung sind zur Entrichtung der Abgabe der 

Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder 

Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht 

besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. 

Die Lenker haben bei der Durchführung der angeordneten Kontrollmaßnahmen mitzuwirken. 

Gemäß § 1 Kontrolleinrichtungenverordnung sind als Hilfsmittel zur Überwachung der 

Einhaltung der Vorschriften der Verordnung des Wiener Gemeinderates, mit der für das 

Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe 
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vorgeschrieben wird (Parkometerabgabeverordnung), Parkscheine nach dem Muster der 

Anlagen oder elektronische Parkscheine zu verwenden. 

Gemäß § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen, 

durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt wird, als Verwaltungsübertretungen 

mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu bestrafen. 

Vor dem Hintergrund der obigen Sachverhaltsfeststellungen ist die objektive Tatseite der 

angelasteten Verwaltungsübertretung zweifelsfrei gegeben. 

Gemäß § 5 Abs. 1 VStG genügt, wenn eine Verwaltungsvorschrift über das Verschulden nicht 

anderes bestimmt, zur Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten. Fahrlässigkeit ist bei 

Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres 

anzunehmen, wenn zum Tatbestand einer Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens 

oder einer Gefahr nicht gehört und der Täter nicht glaubhaft macht, dass ihn an der Verletzung 

der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft. Der Bf. hat, indem er das Fahrzeug in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone abstellte, ohne die Parkometerabgabe zu entrichten, jene 

Sorgfalt außer Acht gelassen, zu der er nach den genannten Verordnungsbestimmungen 

verpflichtet war. Seinem Vorbringen, er habe geglaubt, die Kurzparkzone sei mit 18h begrenzt 

gewesen, ist entgegenzuhalten, dass die Unkenntnis einer gesetzmäßig kundgemachten 

Kurzparkzone - und damit auch deren zeitlichen Geltungsbereichs - bei Kraftfahrzeuglenkern 

nicht als unverschuldet angesehen werden kann (vgl. VwGH 28.1.1994, 94/17/0006). 

Soweit das Vorbringen des Bf. im Einspruch gegen die Strafverfügung, er habe einen Parkschein 

über Handy gebucht und sei beim AMS angemeldet, im Hinblick die unmittelbare Nähe des 

Abstellortes zum AMS dahingehend zu verstehen ist, dass er zum fraglichen Zeitpunkt einen 

AMS-Termin wahrzunehmen hatte, so ändert dies am Vorliegen einer fahrlässigen 

Handlungsweise nichts. Fahrlässigkeit ist deswegen zweifelsfrei gegeben, weil der von dem 

Bf. gebuchte 15-Minuten-Gratisparkschein für die von ihm erwartete "15 Minuten 

Termindauer" bereits von vornherein unzureichend gewesen wäre, da es der Lebenserfahrung 

entspricht, dass bei Behördenterminen auch unvorhersehbare Verzögerungen und Wartzeiten 

eintreten können. Bei Einhaltung der gebotenen und ihm auch zumutbaren Sorgfalt hätte er 

schon beim Abstellen des Fahrzeuges durch Ausfüllen (oder Handy-Aktivierung) eines 

Parkscheines für eine Parkdauer, die auch immer wieder bei Behörden im Parteienverkehr 

auftretende Wartezeiten mit einberechnet, Vorsorge tragen müssen. 

Da somit neben der objektiven auch die subjektive Tatseite der angelasteten 

Verwaltungsübertretung verwirklicht ist, war das angefochtene Straferkenntnis in seinem 

Schuldspruch zu bestätigen. 

Zur Strafbemessung: 
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Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt 

wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu € 365,00 zu bestrafen (§ 4 Abs. 

1 Parkometergesetz 2006). 

Gemäß § 10 Abs. 1 VStG richten sich Strafart und Strafsatz nach den Verwaltungsvorschriften, 

soweit im VStG nicht anderes bestimmt ist. 

Gemäß § 19 Abs. 1 VStG sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten Rechtsgutes und die 

Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat Grundlage für die Bemessung der Strafe. 

Nach § 19 Abs. 2 VStG sind im ordentlichen Verfahren überdies die nach dem Zweck der 

Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht 

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des 

Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. 

Bei der Strafbemessung ist gemäß § 19 VStG darauf Bedacht zu nehmen, dass ein öffentliches 

Interesse an der Abgabenentrichtung besteht. Werden die hiefür vorgesehenen 

Kontrolleinrichtungen nicht oder unrichtig entwertet, entgehen der Gemeinde Wien unter 

Umständen die entsprechenden Abgaben. Angesichts der hohen Hinterziehungs- und 

Verkürzungsanfälligkeit der Parkometerabgabe ist eine Bestrafung in einer Höhe geboten, die 

sowohl eine individualpräventive als auch eine generalpräventive Wirkung entfaltet. 

Die Bemessung der Strafe ist eine Ermessensentscheidung der Behörde, die nach den vom 

Gesetzgeber in § 19 VStG festgelegten Kriterien vorzunehmen ist, allerdings muss die 

verhängte Strafe unter Bedachtnahme auf die Strafbemessungsgründe vertretbar erscheinen 

(vgl. VwGH 17.2.2015, Ra 2015/09/0008; VwGH 6.4.2005, 2003/04/0031). 

Die belangte Behörde hat bei der Bemessung der Geldstrafe auf eventuell vorhandene 

verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen, wobei fünf (!) einschlägige 

Vorstrafen nach dem Wiener Parkometergesetz aktenkundig sind, alle mit Rechtskraft 2019. 

Eine schwierige wirtschaftliche Lage - der Bf. gibt an, er sei beim AMS gemeldet und habe vier 

Kinder - wurde bereits von der belangten Behörde berücksichtigt. Andere konkrete 

Milderungsgründe wurden nicht glaubhaft gemacht und sind auch sonst im Verfahren nicht 

hervorgetreten. 

Mit einer Geldstrafe von € 60,00 wird der Strafrahmen von € 365,00 lediglich zu rund 16% 

ausgeschöpft, wodurch bei der Strafbemessung allenfalls ungünstigen Einkommens- und 

Vermögensverhältnissen des Bf. hinreichend Rechnung getragen wird. Zudem entspricht es der 

ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass die Verhängung einer 

Geldstrafe selbst dann gerechtfertigt ist, wenn der Bestrafte kein Einkommen bezieht (VwGH 

15.10.2002, 2001/21/0087; 30.01.2013, 2013/03/0129) bzw. sich dieser in Privatinsolvenz 

befindet (vgl. VwGH 1.10.2014, Ra 2014/09/0022). 
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Eine Herabsetzung der Strafe kommt daher unter Bedachtnahme auf die vorangeführten 

Strafbemessungsgründe und auch des Umstandes, dass sich der Bf. nicht schuldeinsichtig 

gezeigt hat, sowie insbesonders im Hinblick auf die spezial- und auch generalpräventive 

Funktion der Verwaltungsstrafe und den (bis zu € 365 reichenden) gesetzlichen Strafsatz nicht 

in Betracht. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

Kostenentscheidung 

Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein 

Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten 

des Strafverfahrens zu leisten hat. 

Gemäß § 52 Abs. 2 ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der verhängten 

Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen. 

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer 

angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist 

ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur 

Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu 

erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen. 

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-

DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche 

Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl. für viele 

ausführlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6). 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zulässig, da das 

Erkenntnis nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung 

zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende 

Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich 

beantwortet wird. 
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Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenständlich nicht vor. 

 

Wien, am 14. Juli 2020 
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